
take the square!
WeltWeit gegen krise, krieg und kapital

An diesen Tagen gilt: 
Rien ne va plus! Denn wir 
werden mit Tausenden 
zusammen einen der be-
deutendsten europäischen 
Finanzplätze blockieren 
und dichtmachen und da-
mit ein deutliches Zeichen 
globaler Solidarität setzen 
– gegen Krise, Krieg und 
Kapital.

Wir stellen unsere Akti-
onen und unsere Proteste 
ganz bewusst in den Zusam-
menhang der sich überall 

auf der Welt entwickelnden 
neuen Kämpfe für Selbst-
bestimmung, Freiheit und 
Würde. Von den Revolten 
und Revolutionen des »Ara-
bischen Frühlings« über die 
sozialen Kämpfe und Gene-
ralstreiks in Griechenland 
oder die Bewegung der In-
dignados in Spanien bis hin 
zu den weltweiten Protes-
ten der Occupy-Bewegung: 
Wir sind längst nicht allein 
und werden hörbar immer 
mehr.

der langjährigen britischen 
Premierministerin Margret 
Thatcher alle Neoliberalen. 
Es gibt keine Gesellschaft, 
sondern nur eigennützige 
Individuen. Diese strategi-
sche Linie reicht vom chi-
lenischen Putsch Anfang 
der 1970er Jahre bis zum 
aktuellen EU-Diktat gegen 
Griechenland.

Aus herrschender Sicht 
ist das nur konsequent. 
Denn das EU-Projekt war 
von Anfang an  333
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»tHere is nO suCH tHing 
as sOCiety«
Momentan erfährt die 

EU das Ende ihrer Ideo-
logie von grenzenlosem 
Wachstum und Wettbe-
werb. Doch als Antwort auf 
die grassierende Instabili-
tät des EU-Systems fallen 
IWF, EZB und EU-Kom-
mission nicht viel mehr 
ein als eine Kampfansage 
an jede soziale Solidarität. 
»There is no such thing as 
society«, behaupten mit 

Es ist offensichtlich: Seit 
ein paar Jahren durchlebt 
der Kapitalismus eine der 
schwersten Krisen seiner 
Geschichte, und die Mutter 
aller Fragen steht wieder im 
Raum: Wie viele Jahre kann 
und wie viele Jahre will sich 
die Welt noch dieses System 
leisten? Auch hierzulande 
wird die Zeit langsam reif 
für eine kraftvolle rebelli-
sche Mobilisierung: laut, 
entschlossen, offensiv und 
antikapitalistisch.

interVentiOnistisCHe  linke
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beispielsweise der griechi-
sche Staatsbankrott auch 
auf massive Rüstungsge-
schäfte, nicht zuletzt mit 
Deutschland, zurückgeht, 
ist die Begleichung dieser 
Schulden Bedingung für 
die »Euro-Hilfen«. Von die-
sen Milliarden sehen die 
Menschen gar nichts.

Und mehr noch. 
Deutschland ist nicht nur 
die ökonomische Super-
macht in der Mitte Euro-
pas und informeller Chef 
der EU, sondern es lässt 
diese Tatsache auch alle 
anderen EU-Länder per-
manent spüren. Entspre-
chend gibt es seit Monaten 
eine nicht abebbende na-
tionalistische Hetze gegen 
Griechenland, allen voran 
die BILD-Zeitung. Aber 

nisse aller Menschen be-
rücksichtigen. Alle diese 
Bereiche gehören verge-
sellschaftet – dem Markt 
und dem Staat entzogen. 
Die Lösung wäre, nicht 
nur in Griechenland, die 
aufständische Kommune. 
Die Euro-Krise ist auch ein 
Lehrstück über die Domi-
nanz des deutschen Staa-
tes innerhalb der EU. Uns 
ist es deswegen wichtig, 
dass die Aktionstage mas-
siv den Widerspruch zu 
Standortlogik und nationa-
lem Konsens ausdrücken. 
Deutschland ist schließlich 
direkt verantwortlich für 
die knallharten Spar- und 
Sanierungsprogramme ge-
gen die Länder der euro-
päischen Peripherie – und 
profitiert von ihnen. So wie 

der Bewegung des Wider-
spruchs kommen, überall 
dort, wo sich die Gesell-
schaft sozusagen neu er-
findet. In Griechenland 
wird die Stromversorgung 
selbst organisiert, in Spa-
nien schließen sich von der 
Zwangsräumung bedrohte 
HausbesitzerInnen zusam-
men, in Mexiko produziert 
die Belegschaft in Eigen-
regie Autoreifen. Aber da 
muss noch mehr gehen. Die 
kapitalistische Marktlogik 
muss aus allen Lebensbe-
reichen verdrängt werden, 
nur unter gesellschaftli-
cher Kontrolle werden das 
Gesundheitssystem, die 
Energieproduktion, der 
ÖPNV, die gesamte Güter-
produktion die Bedürf-

gangspunkt der jugoslawi-
schen Krise hausgemacht 
war, waren die sogenann-
ten postkommunistischen 
Übergangsprozesse gleich-
zeitig Expansionsphasen 
westlichen Kapitals mit den 
bekannten Konsequenzen 
von zunehmender Armut 
und der rigorosen Zerstö-
rung gesellschaftlicher 
Strukturen.

Für die Menschen in 
Griechenland wie überall 
kann und wird es unter 
solchen Voraussetzungen 
keine Perspektive geben. 
Selbst die Herrschenden 
ahnen, dass die techno-
kratischen Versuche, die 
Krise zu bewältigen, keine 
Lösung bringen. Neue so-
ziale und politische Pers-
pektiven können nur aus 

In Deutschland ist 
es zur fixen Idee geworden. 
Hier ist man der Meinung, 
die explodierte Staatsver-
schuldung sei nicht Folge der 
Krise. Vielmehr hält man eine 
unsolide Finanzpolitik vieler 
Eurostaaten für die Ursache 
der Eurokrise. Wie ein Rück-

blick auf die Krise zeigt, ist 
diese Verdrehung Ausdruck 
der Definitionsmacht darü-
ber, was ihr zugrunde liegt.

Gehen wir zurück ins 
Jahr 2006. Damals stagnier-
ten die US-Immobilienprei-
se. In der Folge konnten viele 
Kredite nicht mehr bedient 

werden. Die Kredi te waren 
als Wertpapiere verpackt 
und wurden an den Finanz-
märkten als ren diteträchtige 
Anlage ge handelt. Die Im-
mobilienkrise schlug in eine 
globale Finanzkrise um. Die 
Banken trauten sich nicht 
mehr über den Weg und lie-

hen sich untereinander kein 
Geld mehr. Im September 
2008 brach Lehman Brot-
hers zusammen.

VOn der FinanZ- Zur 
WeltWirtsCHaFtskrise
Nach der Insolvenz der 

Investmentbank wollte 

333 als imperiales Pro-
jekt konzipiert – integra-
tiv und zugleich autoritär 
nach innen, aggressiv nach 
außen in dem Abbau von 
Handelsschranken und der 
Entwicklung militärischer 
Handlungsfähigkeit im 
globalen Wettbewerb. Die 
Abschottung an den EU-
Außengrenzen, verbun-
den mit einer repressiven 
Flüchtlingspolitik, war und 
ist integraler Bestandteil 
einer europäischen Apart-
heid, die die Freizügigkeit 
der Mobilität lediglich 
ihren eigenen Staatsbür-
gerInnen zubilligt. Wie 
krisenhaft sich die euro-
päische Formierung von 
Anfang an gestaltete, zeigte 
schon der Zerfall Jugosla-
wiens. Auch wenn der Aus-

take the square!

das »Making of« 
der euro-krise

Wie aus der FinanZ- 
eine staatssCHuldenkrise 

geMaCHt Wurde



3

nanz und Hegemonie ist. 
So betrachtet geht es in der 
Euro-Krise wie im Krieg ge-
gen den Terror um System-
erhaltung, damit die Ma-
schine läuft, egal wer dabei 
unter die Räder kommt. 
Und so können wir das 
eine nicht ohne das andere 
denken. Nicht den Krieg 
in Afghanistan ohne das 
Projekt der europäischen 
Formierung, nicht das 
Camp X-Ray in Guantána-
mo ohne die Flüchtlingsab-
wehr im Mittelmeer, nicht 
die Zitadellen des Wohl-
stands ohne die Zonen völ-
liger Prekarität und Recht-
losigkeit und nicht die 
kapitalistische Verschwen-
dungswirtschaft ohne die 
Zerstörung sozialer, politi-
scher und 333 

ner Zukunft mehr Raum 
lassen. Die obendrein im-
mer schlechter bezahlt, 
jeder Sicherheit und aller 
Rechte beraubt werden.  
Die letztlich jede freie so-
ziale Beziehung angreifen 
und im selben Zug die äl-
testen Herr schafts ver hält-
nisse des Alltags vertiefen: 
Verhältnisse vor allem 
patriarchaler oder rassisti-
scher Herrschaft.

Doch diese Widersprü-
che waren nie Ausgangs-
punkt herrschender Po-
litik. Im Gegenteil: Was 
durch IWF, Weltbank, EU, 
G8 oder NATO exekutiert 
wird, ist zuerst einmal 
Krisenmanagement und 
Sicherheitspolitik, weil die 
globale Krise auch eine 
Krise imperialer Domi-

Wälder für die Biospritpro-
duktion, die dramatischen 
Folgen der Monokulturen. 
Zur Zerstörung der Le-
bensperspektiven gehört 
aber auch, wenn sich den 
Jugendlichen in Tunis und 
Kairo wie in Santiago de 
Chile, Washington, Madrid, 
Athen, Rom oder Frankfurt 
nach Abschluss oft lang-
jähriger Ausbildung keine 
andere Option mehr bie-
tet als die entfesselte, für 
immer mehr Menschen 
dennoch hoffnungslose 
Konkurrenz aller gegen 
alle: um Jobs, die immer 
weniger werden, die einen 
zugleich rund um die Uhr 
und an jedem Ort des eige-
nen Lebens einspannen. 
Die gerade deshalb kei-

phale Lebensperspekti-
ve auf. Wenn Menschen 
verhungern, an heilba-
ren Krankheiten sterben, 
auf der Straße leben oder 
im Müll hausen müssen, 
dann ist das unmittelba-
rer Ausdruck davon, dass 
der Kapitalismus die exis-
tenziellen Bedürfnisse der 
Mehrzahl der Menschen 
nicht befriedigt und ihnen 
ein Recht auf ein Leben 
in Würde verweigert. Zur 
Zerstörung der Lebens-
perspektiven der Men-
schen gehören auch die 
Verwüstungen der Natur: 
der Klimawandel mit dem 
Anstieg der Meeresspiegel 
und der Ausbreitung der 
Wüsten, die Enteignung 
riesiger Ländereien und 
die Abholzung ganzer 

nicht nur sie. Im Februar 
2012 verlangten der Chef 
von Bosch und weitere 
deutsche Manager den 
Rauswurf Griechenlands 
aus der Europäischen 
Union, weil Griechenland 
»marode und in einer Soli-
dargemeinschaft eine un-
tragbare Belastung« sei.

glObale krise - glObale 
sOlidarität
Aber es geht um mehr 

als Euro-Krise und galop-
pierende Staatsverschul-
dungen. Die gesamte glo-
bale Entwicklung ist von 
einer tief gehenden Krise 
geprägt und zwingt schon 
seit Jahrzehnten immer 
mehr Menschen insbe-
sondere in den südlichen 
Ländern eine katastro-

keine Regierung eine Ver-
schärfung der Bank- und 
Finanzkrise zulassen. 
Der Kapitalismus muss-
te vor sich selbst gerettet 
werden. Deshalb wurden 
Banken durch Verstaat-
lichungen, Ga ran tien, 
stille Einlagen, Ka pital-
erweiterungen und Grün-
dungen von Bad Banks 
gestützt. Der Staat wurde 
zum »ideellen Gesamt-
bankier« (Altvater). Diese 
Krisenpolitik kam einer 
Verstaatlichung privater 
Schulden gleich. Mit allen 
Mitteln sollte die Entwer-
tung der Kapitalvermögen 
und Renditeansprüche 
verhindert werden.

Neben den steigenden 
Ausgaben für Bankenret-
tung und Konjunkturpro-
gramme waren es vor allem 
die einbrechenden Steuer-
einnahmen, die zu einer 
erhöhten Staatsverschul-
dung führten. Vor allem  
nachdem die deutsche In-
dustrie wieder Gewinne 
einfuhr, wurde jetzt die Fi-
nanz- und Bankenkrise als 
Staatsschuldenkrise the-

matisiert: Nicht die Wirt-
schaft schien in der Krise 
zu sein, sondern die Staats-
finanzen.

Die Dominanz dieser 
Interpretation zeigt sich 
unter anderem daran, 
dass selbst Staaten zur 
Finanzdisziplin ermahnt 
wurden, die vor der Krise 
den europäischen Stabi-
litätspakt (ganz im Ge-
gensatz zu Deutschland) 
eingehalten hatten – zum 
Beispiel Spanien.

VOn der staatssCHulden- 
Zur eurOkrise
Nach dem Ende der staat-

lichen »Feuerwehreinsätze« 
zur Rettung des Finanz- und 
Bankensystems wurden 
wieder die altbekannten 
neoliberalen Rezepte her-
vorgekramt: Um das Ver-
trauen der Finanzmärkte 
wiederzugewinnen, sollten 
die Staaten ihre Wettbe-
werbsfähigkeit verbessern 
und sparen. Welche Konse-
quenzen das hat, zeigt der 
»Fall Griechenland«.

Als Griechenland im Ap-
ril 2010 Finanzhilfen bean-

tragte, wollte die Politik mit 
allen Mitteln eine weitere 
Erschütterung des Finanz-
systems verhindern. Den 
Banken und institutionel-
len Anlegern sollten keine 
weiteren Vermögensver-
luste zugemutet werden, 
was durch eine Zahlungs-
unfähigkeit Griechenlands 
oder einen Schulden-
schnitt eingetreten wäre. 
Allerdings wollte vor allem 
Deutschland europäischen 
Finanzhilfen nur zustim-
men, wenn Griechenland 
Spar-, Privatisierungs- und 
Liberalisierungsmaßnah-
men durchsetzt. Ein Teu-
felskreis aus Sparaufla-
gen, Rezession, steigender 
Staatsverschuldung, sin-
kender Kreditwürdigkeit, 
Finanzierungshilfen und 
weiteren Sparauflagen be-
gann – auch für andere Eu-
rostaaten.

deutsCHlands 
dOMinanZ breCHen
In den letzten Jahren 

ging es immer nur dar-
um, das in Staatsanleihen 
investierte Finanzkapital 

vor einer Entwertung zu 
schützen und die Euro-
staaten als Schuldner – 
und damit als Anlageob-
jekte für das Finanzkapital 
– zu erhalten. Im Zuge der 
Krisenpolitik wurden 
Ursache und Wirkung 
verdreht und die Lasten 
auf die Bevölkerung ab-
gewälzt – zugunsten des 
Kapitals. Gleichzeitig hat 
Deutschland seine Stabili-
tätspolitik und die Politik 
der Agenda 2010 europäi-
siert.

Der in nahezu allen 
Ländern hochkochende 

Rassismus verdeckt ver-
stärkt den sozialen Cha-
rakter und die Klassen-
dimension der Krise. In 
Deutschland wird gegen 
»die Griechen« gehetzt; in 
Griechenland, aber auch 
in anderen Ländern wie 
etwa Italien, nimmt die 
Hetze gegen Arbeitsmig-
rantInnen zu. Eine kapi-
talismuskritische Linke 
muss deshalb nicht nur 
die deutsche Dominanz in 
Europa brechen, sondern 
auch dem rassistischen 
Kurs eine solidarische und 
soziale Perspektive entge-
gensetzen. bbb

WeltWeit  gegen  krise,  krieg  und  kapital
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schlie ßen an den Global  
Action Day des 12. Mai an. 
Wir sammeln uns vom 
Donnerstag, dem 17. Mai, 
auf den Plätzen und in den 
Anlagen rund um das Ban-
kenviertel. Am Freitag, dem  
18. Mai, wird das ganze Ban-
kenviertel, wird der Alltag 
der Metropole blockiert, das 
Betriebssystem stillgelegt. 
Am Samstag, dem 19. Mai,  
wird eine große und inter-
nationale Demonstration 
direkt vor die EZB ziehen.

Die Sache der Emanzipa-
tion kommt nur durch mas-
senhaften Ungehorsam und 
kollektiven Widerspruch 
voran, durch Ereignisse, 
in denen unsere Kräfte 
und Ideen zusammenwir-
ken: Auf die Plätze! Fertig! 
Los! Take the square! bbb

politischen Verhältnisse in 
Tunesien und Ägypten wur-
den umgestoßen, es wurde 
eine Dynamik freigesetzt, 
die für viele ganz subjektiv 
die Möglichkeiten grund-
legender gesellschaftlicher 
Veränderungen erfahrbar 
macht: Freiheit und Wür-
de, wieder eine Wahl über 
die eigene Zukunft haben 
zu können. Und wir sind 
sicher: Das war erst der An-
fang.

Wir sehen uns in Frank-
furt und freuen uns nach 
dem G8-Gipfel in Heiligen-
damm 2007 und dem NATO-
Gipfel Strasbourg 2009 auf 
eine weitere internationale 
Mobilisierung. Die Frank-
furter Tage des Widerstands 
stehen in der transnationa-
len Wider stands bewegung, 

che Kapitalismus immer 
noch: Verteilungskriege, 
Unterdrückung, Entmün-
digung, Festpressen gan-
zer Regionen im Status 
des permanenten Ausnah-
mezustands. Wer also die 
Verfügungsgewalt über 
das eigene wie das gesell-
schaftliche Leben erobern 
will, wer dies nicht nur für 
sich und seine FreundIn-
nen, sondern für alle for-
dert, muss die Systemfrage 
stellen. »Echte Demokra-
tie« geht nur ohne Kapita-
lismus. Drunter ist heute 
nichts mehr zu haben. Mit 
dem »Arabischen Frühling« 
wurde die Frage der Revo-
lution nach langen Jahren 
der Stagnation wieder Ta-
gespolitik. Nicht nur die 

nicht genau hineinwirken. 
Insoweit muss die radika-
le Kritik auch die Kritik an 
unzutreffenden und immer 
wieder auch mit antisemi-
tischen Stereotypen aufge-
ladenen Erklärungsversu-
chen der Krise sein.

Wer VOM kapitalisMus 
spriCHt, sOllte iHn 
glObal denken
Der Kapitalismus in der 

Metropole ist die Synthese 
des ganzen Territoriums, 
von industrieller Landwirt-
schaft, Autobahnen, seelen-
losen Wohnstädten bis hin 
zu Jobagenturen, vermark-
teten Naturparks und 
Event management: der 
Mensch als Ich-Agentur 
ohne Nahbeziehungen. 
Welt weit bedeutet der glei-

333 ökologischer Werte 
durch das Kontinuum des 
Marktes. Die Sackgasse die-
ser Gegenwart ist überall 
wahrnehmbar. Aber ma-
chen wir uns nichts vor: 
Wenn die Ursache der Krise 
in falscher Wirtschaftspo-
litik, in der nackten Gier 
von Spekulanten oder in 
den bösen Machenschaften 
amerikanischer Rating-
Agenturen gesehen wird, 
bleibt die Kapitalismuskri-
tik nur Scheinkritik, die 
glaubt ein guter Kapitalis-
mus sei machbar. Ebenso 
wenig hilfreich ist die schon 
fast beruhigende Formel ei-
ner »normalen« Krise kapi-
talistischer Verwertung, so 
als würden politische Ent-
scheidungen wie Krieg und 
imperiale Expansion da 

In letzter Zeit lauten 
die Schlagzeilen von Zeit-
schriften und Magazinen 
auffällig oft: »Ausgebrannt«, 
»Das über forderte Ich«, 
»Der gestresste Mensch«. 
Neben Burnout- und Work-
Life-Balance-Tests kommen 
in den Zeitschriften auch 
Zeitdiagnosen zur Sprache. 
Leistungsdruck und Mobi-
litätsanforderungen, das 
Smartphone als Symbol für 
die »Rund-um-die-Uhr-Er-
reichbarkeit« stehen für all 
die Veränderungen in den 
Lebens- und Arbeitsver-
hältnissen, die zu enormen 
Anforderungen, Zumutun-

april 2012 · interVentiOnistisCHe  linke

krise krankheit 
Widerstand

die aktuelle FinanZkrise MaCHt den alltag unerträgliCH – FÜr alle

gen und Unsicherheiten 
führen. Doch Zeit- und Ge-
sellschaftsdiagnosen blei-
ben ungebunden neben 
den individuellen Leidens-
berichten stehen.

neOliberale 
sHOCk-strategie
Dabei geht die Schere 

zwischen denen mit Geld/
Perspektive und denen 
ohne immer weiter auf. Die 
WissenschaftlerInnen Ri-
chard Wilkinson und Kate 
Pickett zeigen in ihrer Stu-
die »Gleichheit ist Glück«, 
dass in Gesellschaften  
mit zunehmender Ein kom-

mens  un gleichheit auch 
die psychosozialen Proble-
me zunehmen. Die Studie 
hat Geahntes neu belegen 
können. Erstens: Es ist für 
alle – auch für Reiche – 
schlechter, in ungleichen 
Gesellschaften zu leben. 
Zweitens: Einkommensun-
gleichheit wirkt sich auf 
Probleme im Alltag aus. 
Die AutorInnen haben 
auch Erklärungsansätze: 
In ungleicheren Gesell-
schaften müssen alle um 
den Erhalt ihres Status 
kämpfen. Das verursacht 
dauerhaften Stress, und 
der wiederum schürt die 
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technokratisches Meister-
stück, das nichts mehr ver-
handelbar macht.

niCHt länger 
die krise ertragen
Dass persönliche und 

soziale Not, Druck, Über-
lastung und Krankheiten 
immer schwerer als Teil 
der Verhältnisse zur Spra-
che zu bringen sind, hat  
System. 

Baustein 1: Herrschaft 
und Repression durch Zah-
len, die nicht mehr verhan-
delbar sind. 

Baustein 2: Menschen 
kommen darin nur noch 
im statistischen Durch-
schnitt vor, nicht mehr 
als Subjekte – denn diese 
liegen außerhalb dessen, 
was zählt. Solche Externa-
lisierungen sind ein strate-
gisches Moment der neoli-
beralen Krisenlösungen.

Um die Probleme im All-
tag im Zusammenhang mit 
den Widersprüchen neoli-
beraler Herrschaft zu ver-
stehen, müssen soziale Be-
wegungen diese Themen 
aufgreifen und entprivati-
sieren. Um der Sprach- und 
Verständigungslosigkeit zu 
begegnen, sollten die Be-
wegungen gegen Kapitalis-
mus, Neoliberalismus und 
Technokratie ihre Forde-
rungen mit einer (Selbst-)
Verständigung über  
die Menschenwürde ver-
knüpfen. Damit würde 
deutlich, wie wir auf Kos-
ten der Menschenwürde 
die Krise (er)tragen: Was 
geschieht mit denjenigen, 
die krank werden in den 
Verhältnissen? Wie lässt 
sich das Unbehagen in 
den Verhältnissen jenseits 
von medizinischen Defi-
nitionen fassen? Solche 
Fragen müssen Teil des 
Widerstands gegen den 
neoliberalen Kapitalismus 
werden. bbb

Spirale des Gegenein-
anders, der Gewalt, des 
Krankwerdens an den 
Verhältnissen. So stieg 
etwa in Griechenland in-
nerhalb des letzten Jahres 
die Vergabe von Antide-
pressiva um 40 Prozent – 
die Krise wird zur Privat-
sache.

Eine ehemalige Pfle-
gerin berichtete mir von 
Veränderungen in ihrer 
Arbeit. Sie und ihre Kolle-
ginnen wurden von einer 
Unternehmensberatung 
freundlich aufgefordert, 
eine Liste mit allen »ver-
steckten« Tätigkeiten anzu-
fertigen. Diese seien dann 
gelistet und zugunsten 
von Einsparungen und Ef-
fizienz aus dem täglichen 
Arbeitsablauf verbannt 
worden. Dazu gehörte zum 
Beispiel, die Zeitung aus 
dem Briefkasten zu holen 
und der Heimbewohnerin 
zu bringen, die das selbst 
nicht mehr konnte. Was 
taten die Pflegerinnen fort-
an, fragte ich. Sie taten es 
weiter. Nur heimlich und 
verdeckt, auf ihre Kosten.

Das zeigt, wie Effizi-
enz gesteigert wird. Die 
Arbeiten und Realitäten 
verschwinden nicht, sie 
werden aus den Kosten-
rechnungen gelöscht. 
Feministische Analysen 
haben das vielfach ge-
zeigt: Die Entwertung der 
Arbeiten rund um die Re-
produktion und das rein 
ökonomische Menschen-
bild des Homo Oecono-
micus sind nur ein Teil 
des Ganzen. Die neolibe-
ralen Verhältnisse funk-
tionieren nur auf Grund-
lage der Ausblendung und 
Abwertung dieser ganzen 
Realitäten: der Reproduk-
tionsarbeiten, der persön-
lichen Krisen und Krank-
heiten. Damit werden die 
Kosten externalisiert und 
abgeschoben: Was zählt? 
Who cares? Den aktu-
ellen Höhepunkt dieser 
Logik bildet die Krise als  
Schuldenbremse – ein 
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auf 586 Euro sinkt. Der Ab-
schlag gilt für alle Lohnstu-
fen im allgemeinen Tarifver-
trag. Wer sich in zehn Jahren 
Schufterei z. B. auf 962 Euro 
Brutto hochgearbeitet hatte, 
muss nun wieder mit 750 
Euro auskommen.

Den Herrschenden geht 
es dabei weder um die 
»Rettung Griechenlands« 
noch um Schulden- oder 
Defizitabbau. Milliarden-
kredite und Schuldenschnitt 
dienten lediglich zur Bedie-
nung der alten Schulden 
Griechenlands an dieselben 
Gläubiger. In einem ver-
traulichen Papier der Troika 
wurde bereits im Dezember 
vergangenen Jahres kons-
tatiert, dass Griechenlands 
Schuldenquote – trotz Schul-
denschnitts – aufgrund der 
Rezession dieses Jahr weiter 
steigen wird. Trotzdem wird 
dasselbe, eine Billiglohn-
zone mit zerstörter Wirt-
schaft schaffende Rezept 
bereits auch in anderen EU-
Ländern, beispielsweise in 
Portugal und Spanien, ange-
wandt. bbb

5.000 Euro im Jahr, also un-
ter die Armutsgrenze, bis 
hin zu gnadenlosen Kür-
zungen sämtlicher sozialer 
Leistungen, einschließlich 
des Arbeitslosengeldes von 
kargen 461 auf klägliche 
323 Euro monatlich.

lOHnkÜrZungen uM 22 % 
In diesem Jahr wurde 

den grundlegenden ge-
werk  schaftlichen Er run-
gen schaften der Garaus 
gemacht. Bereits im vergan-
genen Jahr waren der Kün-
digungsschutz gelockert 
und die Unterschreitung 
geltender Branchentarif-
verträge durch Firmentari-
fe per Gesetz erlaubt wor-
den. Im Februar nun erließ 
die Regierung ein Gesetz, 
mit dem alle auf den allge-
mein geltenden Tarifver-
trag basierenden Löhne um 
22 Prozent, für Jugendliche 
unter 25 Jahre sogar um 32 
Prozent gesenkt werden.

Betroffen davon sind 
nicht nur die etwa 400.000 
MindestlohnbezieherInnen, 
deren Bruttolohn von 751 

Mehr als 30 Prozent der 
Bevölkerung leben dicht an 
oder unterhalb der Armuts-
grenze von offiziell knapp 
7.200 Euro im Jahr. Nach of-
fiziellen Angaben verübten 
2011 etwa 540 Menschen 
Selbstmord, 45 Prozent 
mehr als 2010. Die meisten 
der über 600 Menschen, die 
im vergangenen Jahr ver-
suchten, sich das Leben zu 
nehmen, gaben als Grund 
von der Krise verursachte 
finanzielle Probleme an.

Verantwortlich für die-
se Situation ist eine Politik, 
die die Wirtschaft des auf 
den inländischen Markt 
angewiesenen Mittelmeer-
staats systematisch zer-
stört hat. Angefangen mit 
der Kürzung der ohnehin 
mageren Gehälter der öf-
fentlichen Angestellten um 
knapp 40 Prozent, ebenso 
drastischen Kürzungen al-
ler Renten, über eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer 
um vier Prozentpunkte, 
die Absenkung des Steuer-
freibetrages von 12.000 auf 

MigrantInnen. Mittlerweile 
ist jeder dritte Patient Grie-
che. Besonders alte Leute, 
die nicht mehr die fünf 
Euro für einen Arztbesuch 
aufbringen können. Und es 
sind auch vor allem Rentne-
rInnen, die nach Abbau der 
Wochenmärkte in den von 
den GemüsehändlerInnen 
als unverkäuflich zurückge-
lassenen Waren alles noch 
Verwertbare heraussuchen.

ein land Wird  ausgeblutet
Um 4,5 Prozent ist die 

Wirtschaft 2010 gesunken, 
dem Jahr, in dem Grie-
chenland unter den Euro-
päischen Rettungsschirm 
schlüpfte. Letztes Jahr 
schrumpfte das Bruttoin-
landsprodukt sogar um 
sieben Prozent, und auch 
in diesem Jahr ist keine 
Wende zu erkennen. Über 
eine Million Menschen sind 
arbeitslos, das entspricht 
über 20 Prozent der er-
werbsfähigen Bevölkerung. 
Im Jahr vor den »Ret tungs-
maß nahmen« betrug die Ar-
beitslosenquote 9,6 Prozent.

Ein Spaziergang 
durch die Athener Innen-
stadt zeigt am deutlichsten, 
wohin über zwei Jahre gna-
denlose Austeritätspolitik 
Griechenland gebracht ha-
ben. Selbst in den Einkauf-
meilen haben zahlreiche 
Geschäfte dichtgemacht. In 
den einst von unzähligen Ein-
zelhändlerInnen und Hand-
werksbetrieben geprägten 
Seitenstraßen sieht es noch 
schlimmer aus. Auf der durch 
die Innenstadt führenden Sta-
diou-Straße findet man mehr 
als ein Dutzend Obdachlose, 
die die Nächte auf den Stufen 
der hier ansässigen Geschäfte 
verbringen. Die Stadtverwal-
tung hat ihnen die Bänke im 
winzigen Park nebenan ab-
schrauben lassen.

Hinter dem Athener Rat-
haus stehen täglich mehr als 
tausend Menschen, längst 
nicht mehr nur MigrantIn-
nen, für eine warme Mahl-
zeit Schlange. Wenige Hun-
dert Meter weiter befindet 
sich eine Klinik der griechi-
sche Nichtregierungsorga-
nisation Ärzte der Welt für 

systeMatische
zerstörung

grieCHenland 
Wird kaputtgespart



Wut ist die Wut der Verwei-
gerung, der unterdrückten 
Kreativität, der Empörung.

Unser brüllendes NEIN 
findet Widerhall in der 
Welt, aber unsere Weige-
rung bedeutet kaum etwas, 
wenn sie nicht von alterna-
tivem Erschaffen begleitet 
ist. Unser Nein zur alten 
Welt wird keinen Bestand 
haben, wenn wir nicht jetzt 
und hier eine neue Welt er-
schaffen. Die Wut unserer 
Weigerung läuft in neues 
Erschaffen über. Die reprä-
sentative Demokratie hat 
versagt und wir erschaffen 
eine wirkliche Demokratie 
auf unseren Plätzen, unse-
ren Treffen, unseren Protes-
ten. Das Kapital ist unfähig, 
die Grundlagen des Lebens 
sicherzustellen und wir 
bauen Netzwerke gegensei-
tiger Unterstützung auf. Das 
Geld zerstört und wir sagen: 
»Nein, wir werden eine an-
dere Logik und eine andere 
Form des Zusammenkom-

denn die einzigen Lösungen 
für die Probleme des Kapi-
tals sind unsere Niederlage, 
die Zukunft des Kapitalis-
mus ist der Tod der Mensch-
heit. Selbst wenn das Ka-
pital diese Krise löst, wird 
die nächste, noch zerstöre-
rische, nicht lange auf sich 
warten lassen. Wir werden 
Euch nicht gehorchen, Po-
litiker-BankerInnen, weil 
ihr die tote Vergangenheit 
seid, während wir die mög-
liche Zukunft sind. Die ein-
zig mögliche Zukunft. Aber 
unsere mögliche Zukunft ist 
nicht mehr denn eine Mög-
lichkeit. Um sie zu verwirk-
lichen, müssen wir in der 
Lage sein, den Weg der Welt 
neu auszurichten.

Zorn und Liebe. Verwei-
gere und erschaffe. Dies 
ist die einzige Möglichkeit, 
mit der wir die Welt neu 
ausrichten können. Unsere 
Wut ist nicht die Wut der 
Waffen – Pistolen sind ihre 
Waffe, nicht unsere. Unsere 

Regierung oder ob sie einfa-
che Befehlsvollstrecker des 
internationalen Bankensys-
tems sind, wie Papademos 
in Griechenland oder Monti 
in Italien. Die Ausgabenkür-
zungen führen nicht nur zu 
Armut, sie stutzen die Flügel 
der Hoffnung.

In diese Richtung bewegt 
sich die Welt, aber ist dies 
alles, was es gibt? Gibt es kei-
ne Möglichkeit, wie wir die 
Welt umkehren lassen kön-
nen? Hat die Welt kein ande-
res Gesicht, eins, das in eine 
andere Richtung schaut?

Nein, wir werden nicht 
hinnehmen, was ihr mit uns 
zu tun versucht. Nein, wir 
werden Eure Kürzungen 
nicht hinnehmen. Nein, wir 
werden uns nicht der Dis-
ziplin des Geldes unterwer-
fen, nein, wir werden das 
Töten der Hoffnung nicht 
hinnehmen. Und nein, wir 
werden keine Alternativen 
vorschlagen. Wir wollen 
Eure Probleme nicht lösen, 

Mehr denn je schaut 
die Welt gleichzeitig in 
zwei Richtungen. Ein Ge-
sicht schaut in eine dunkle, 
Depressionen erzeugende 
Welt. Eine Welt sich schlie-
ßender Türen. Eine Welt, 
in der Leben, Möglichkei-
ten, Hoffnungen genom-
men werden. Es sind Zei-
ten, in denen gekürzt wird. 
Du musst lernen, mit der 
Realität fertig zu werden. 
Du musst gehorchen, wenn 
Du überleben möchtest, 
Deine Träume aufgeben. 
Erwarte nicht, dass Du von 
dem was Dir Spaß macht, 
leben kannst. Du kannst 
Dich bereits glücklich zäh-
len, wenn Du überhaupt 
einen Job hast. Es gibt keine 
Alternative, nur die Wirk-
lichkeit der Herrschaft des 
Geldes, vergiss also Deine 
Träume. Anderenfalls wirst 
Du Mülleimer durchsuchen 
dürfen, denn es wird kei-
nen Wohlfahrtsstaat geben, 
der Dich schützt. Schau, 
schau auf Griechenland 
und sei gewarnt! 

Dies ist das, was die Re-
gierungen Europas und der 
Welt gegenüber den Men-
schen durchzusetzen su-
chen – alle Regierungen, alle 
sind sie Diener des Geldes, 
gleich ob sie scheinbar aus 
einer Machtposition heraus 
sprechen, wie die deutsche 

7

Von VerzWeiflung 
und hoffnung

mens erschaffen.« Und so 
verkünden wir, dass »Kein 
Haushalt ohne Strom« sein 
darf und stellen die Strom-
versorgung wieder her, 
wenn diese abgestellt wur-
de. Schuldeneintreiber kom-
men, um unsere Häuser zu 
pfänden und wir organisie-
ren Massenproteste, um sie 
aufzuhalten. Menschen sind 
hungrig und wir erschaffen 
Community-Gärten. Der 
Drang nach Profit massa-
kriert menschliches und 
nicht-menschliches Leben 
und wir erschaffen neue 
Beziehungen, neue Formen 
Sachen zu tun. Das Kapital 
fegt uns von den Straßen 
und Plätzen und wir beset-
zen sie.

All dies ist unzureichend, 
all dies ist experimentell, aber 
in diese Richtung muss es 
gehen, dies ist das andere Ge-
sicht der gegenwärtigen Welt, 
dies ist der Geburtskampf ei-
ner neuen Welt gegenseitiger 
Anerkennung. bbb

an all die aus der reiHe tanZenden dieser Welt, an uns alle, 
die Wir uns niCHt Mit deM ende der MensCHHeit ZuFriedengeben

JOHn HOllOWay



Kapitalismus verKürzen! 
In FrankFurt den anFang machen!

Occupy-Gruppen, attac, die Interventionistische Linke (IL), 
diverse Krisenbündnisse und Erwerbslosen gruppen sowie 
die Linkspartei und zahlreiche Initiativen aus dem In- und 
Ausland rufen zu Europäischen Aktions tagen vom 16. bis 
19. Mai 2012 in Frankfurt auf. Neben Platzbesetzungen 
am 17. Mai und einer internationalen Demonstration am 
19. Mai stehen am 18. Mai Massenblockaden im Mittel-
punkt der Proteste.

16. Mai – Rave against the Troika
Los geht es anlässlich einer Sitzung des Rats der Europä-
ischen Zentralbank mit ersten Aktionen, Versammlungen 
und am Abend mit einem »Rave against the Troika«.

17. Mai – Platz nehmen
In der Nähe der Banktürme nehmen wir uns Plätze in der 
Innenstadt und Grünanlagen, um sie für kulturelle Veran-
staltungen und Asambleas nutzen zu können.  

18. Mai – blockieren
Beginn der Blockaden soll um 6 Uhr morgens sein. Zu-
nächst vor der Europäischen Zentralbank. Für die  
Blockaden gilt ein gemeinsamer Aktionskonsens. Läuft es 
gut, soll mit Go-Ins und Belagerungen im Lauf des Tages 
das Frankfurter Finanzzentrum in eine bunte und laute 
Protestzone verwandelt werden.

19. Mai 2012 – demonstrieren
Abschluss der Aktionstage ist eine große, internationale 
Demonstration. Sie beginnt um 12 Uhr in der Nähe des 
Hauptbahnhofs, auf dem Baseler Platz. Anschließend geht 
es durch die Innenstadt zur Abschlusskundgebung auf 
dem Willy-Brandt-Platz.

Während der Aktionstage gibt es unter anderem auf dem 
Opernplatz und dem Willy-Brandt-Platz Kultur-, Musik- 
und Informationsveranstaltungen. Auch die IL wird mit ei-
nem Veranstaltungsprogramm präsent sein.

Eine Bus- und Mitfahrbörse gibt es auf den Seiten von  
attac: www.attac.de

Während der Aktionstage ist der Ermittlungsausschuss 
Frankfurt unter der Nummer 0160 95657426 zu erreichen.

Aktuelle Informationen über den Aktionskonsens, die ge-
planten Aktionen, das Programm, wichtige Telefonnum-
mern und praktische Tipps unter: 
http://blockupy-frankfurt.org, 
bei facebook www.facebook.com/BlockupyFrankfurt
Twitter: http://twitter.com/#!/Blockupy oder 
auf der Seite der Interventionistischen Linken: 
www.dazwischengehen.org

es geHt niCHt 
uM eisbären

Das herrschende Wirt-
schaftssystem bedeutet 
Konkurrenz und Zwang zu 
permanenter Expansion, 
was als »Wachstum« ver-
harmlost wird. Folge ist 
eine Zerstörung der natür-
lichen Grundlagen des Le-
bens. Weltweit wächst der 
Hunger. In Frankfurt wollen 
wir diese Verbindung spür-
bar und sichtbar machen. 
Macht mit im Ökologie-Fin-
ger bei der Blockade der 
EZB! Mit Fässern, weißen 
Schutzanzügen und Mund-
schutz bringen wir die un-
zähligen ökologischen Ka-
tastrophen zum Ausdruck. 
Bringt Taucherbrillen und 
Schnorchel mit als Symbol 
gegen steigende Meeres-
spiegel.

Militarisierung 
in die krise treiben

Blockupy Frankfurt steht 
auch unter dem Zeichen 
des Protests und Wider-
stands gegen die Militari-
sierung Europas. Unseren 
Fokus richten wir auf die 
Schnittstellen von Finanz- 
und Rüstungswirtschaft, 
auf den Zusammenhang 
von Staatsverschuldung 
und Rüstungsausgaben. 
Während der Aktionstage 
werden wir den antimilita-
ristischen Widerstand auf 
die Straße tragen. Beim 
»Take the square« am 
Donnerstag, ebenso wie 
bei der Blockade der EZB 
am Freitag und der inter-
nationalen Demonstration 
am Samstag. 

antirassisMus 
gOes blOCkupy

MigrantInnen sind beson-
ders von der herrschenden 
Krisenpolitik betroffen. Sie 
werden als Erste entlas-
sen, vielen droht bei Ar-
beitslosigkeit die Abschie-
bung – und sie werden 
zu Sündenböcken für die 
soziale Krise gemacht. Als 
antirassistische Gruppen 
sind wir bei den Aktions-
tagen mit dabei: Wir kom-
men mit Schlauchbooten 
und Leitern, den Symbolen 
des Widerstandes gegen 
das EU-Grenzregime, wir 
kommen mit Koffern und 
Trolleys – beschriftet mit 
Slogans gegen Abschie-
bung und Ausgrenzung – 
und wir thematisieren mit 
Großpuppen die prekären 
Arbeitsverhältnisse, in de-
nen nicht nur MigrantInnen 
ausgebeutet werden.

Um die unterschiedlichen Ansätze des Widerstands gegen das autoritäre Krisen­
regime sichtbar zu machen, werden die Blockadefinger, die sich am 18. Mai auf dem 
Weg zur EZB machen, entlang thematischer Schwerpunkte organisiert. Vorbereitet  
werden Finger zu Migration, Militarismus, Ökologie, Verarmung, Prekarisierung, 
Spar diktat, Bildung und Gentrifizierung. 
Mehr Infos unter: http://blockupy-frankfurt.org/blockade/aktionsthemen

MAI 20128
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ersparprogramm, auf das 
insbesondere die deutsche 
Politik den Euroraum fest-
gelegt sehen will. Damit 
die IrInnen auftragsge-
mäß dem Pakt zustimmen, 
kommt Variante Drei zum 
Einsatz: Drohung. Irland 
braucht noch Hilfskredite 
des Eurorettungsschirms 
ESM. Der Vertrag zum ESM 
legt jedoch fest: Nur Län-
der, die dem Fiskalpakt zu-
stimmen, haben Zugang zu 
ESM-Geldern. Das bedeutet: 
Scheitert das Referendum, 
steht Irland vor der Plei-
te. »Somit hat Irland viel 
zu verlieren, wenn es mit 
›Nein‹ stimmt«, so die Com-
merzbank. Das sollte die 
WählerInnen überzeugen.

4 Derartiger Druck kann 
auf Frankreich nicht aus-
geübt werden. Da die Prä-
sidentschaftswahl nicht zu 
verhindern ist und die zur 
Wahl stehenden Politiker-
Innen formal frei in ihrer 
künftigen Politik sind, 
kommt die vierte Variante 
zur Anwendung: Propa-
ganda. Die angekündigten 
oder zu erwartenden Maß-
nahmen zur Verarmung 
der Bevölkerung werden 
als alternativlos darge-
stellt. Ohne Reformen 

men. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel drohte 
unmissverständlich: »Die 
Abstimmung wird um die 
Frage gehen: Will Grie-
chenland im Euro bleiben 
– ja oder nein?« Dieses 
Risiko wollten die griechi-
schen Regierenden nicht 
eingehen. Das Referen-
dum wurde abgesagt. Pa-
pandreou musste gehen.

2 Bei den anstehenden 
Wahlen in Griechenland 
kommt die zweite Variante 
zur Geltung: die Neutra-
lisierung des Wahlergeb-
nisses über die Vorabfest-
legung auf eine bestimmte 
Politik. Um die Hilfskre-
dite zu erhalten, mussten 
sich die voraussichtlichen 
WahlsiegerInnen – die 
Parteien PASOK und Nea 
Demokratia – schriftlich 
dazu verpflichten, die auf-
erlegten Spar- und Reform-
programme bedingungslos 
durchzuziehen. So soll ge-
währleistet werden, dass 
die GriechInnen auf jeden 
Fall eine Regierung wäh-
len, die sich dem Willen 
der EU beugt.

3 In Irland soll Ende Mai 
über den Fiskalpakt abge-
stimmt werden, ein Dau-

Das größte Risiko 
für Europas Kreditwürdig-
keit scheint derzeit vom 
Volke auszugehen. Diese 
Sorge ist berechtigt. Die 
eingespielten demokrati-
schen Verfahren der Legi-
timation von Politik wer-
den derzeit auf eine harte 
Probe gestellt. Schließlich 
ist das zentrale Ziel der 
Eurostaaten, ihre Kredit-
würdigkeit wieder herzu-
stellen, um sich zu niedri-
gen Zinsen verschulden zu 
können.

Es geht also um Glaub-
würdigkeit der Politik. 
Und die Demonstrationen 
der Glaubwürdigkeit fal-
len umso überzeugender 
aus, je härter eine Regie-
rung mit Sparprogram-
men gegen die eigene 
Bevölkerung vorgeht. Da-
bei wächst die Unzufrie-
denheit der Betroffenen, 
die gleichzeitig in Wahlen 
über diese Politik abstim-
men soll. Deshalb geht die 
Politik derzeit vier Wege.

1 Wahlen nicht zulassen. 
So zum Beispiel Griechen-
land. Im vergangenen 
November kündigte Mi-
nisterpräsident Giorgos 
Papandreou an, die Bevöl-
kerung über die anstehen-
den Sparmaßnahmen ab-
stimmen zu lassen. Prompt 
stand die Finanzwelt Kopf. 
Es wurde befürchtet, die 
GriechInnen würden ge-
gen das Programm stim-

deMokratie
ohne alternatiVen

drohen »griechische oder 
spanische Verhältnisse«, 
agitiert Sarkozy. Abstim-
mung hin oder her, so die 
Botschaft, letztlich hat der 
künftige Präsident sowieso 
»keine Wahl«, so Gérard 
Grunberg, Ex-Chef der 
Denkfabrik CNRS in Paris.

Die Beispiele zeigen, wie 
die Politik derzeit in Euro-
pa demonstriert, wie das 
mit der »Volksherrschaft« 
eigentlich gemeint ist. Die 
Sparprogramme sollen 
möglichst nicht gegen die 
Bevölkerung mit Gewalt 
durchgesetzt werden –  
etwa indem Demonstratio-
nen zusammengeknüppelt 
oder Wahlen verhindert 
werden. Wahlen sollen 
schon sein. Aber nicht als 
Auswahl zwischen verschie-
denen Politikalternativen, 
sondern als Zustimmung 
zu einer Politik, die als  
alternativlos propagiert 
wird. Ziel ist es, der Bevölke-
rung die freiwillige Zustim-
mung zu ihrer Verarmung 
abzuringen. So können die 
WählerInnen sich ihren 
Schaden als eigenen Be-
schluss zurechtlegen. Pro-
test wiederum kann mit 
dem Verweis auf das Wahl-
ergebnis zum Schweigen 
gebracht werden. Gewahrt 
bleibt auf diese Weise der 
von den Märkten geforderte 
soziale Frieden, der durch 
das soziale Abbruchpro-
gramm per manent gefähr-
det wird. bbb

eurOpas regierungen Organisieren kreditWÜrdigkeit 
durCH MeHr arMut und Weniger WaHlFreiHeit
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lich auch gesellschaftliche 
Herrschaftsverhältnisse in 
den Blick genommen wer-
den, die von einer reinen 
Kritik ökonomischer Ver-
hältnisse nicht oder nur 
ungenügend einbezogen 
werden. Echte Demokratie 
kann es nur geben, wenn 
kapitalistische, patriarcha-
le und rassistische Struktu-
ren nicht ausgespart, son-
dern direkt angegangen 
werden. Das bedeutet für 
uns die Vergesellschaftung 
von allen Bereichen der 
Produktions- und Repro-
duktionsverhältnisse.

Die radikale Linke kann 
also den Demokratiebe-
griff ohne Probleme ver-
wenden?
Leo: Nein, nein. Demo-
kratie ist ein umkämpfter 
Begriff. Seine hegemonia-
le Deutung kettet ihn mo-
mentan an die Strukturen 
bürgerlich-parlamentari-
scher Repräsentation. In-
sofern muss eine radikale 
Linke die Kritik an Elitis-
mus und Autoritarismus 
starkmachen. Inwieweit 
ein so verstandener Demo-
kratiebegriff hegemonial 
werden kann, ist sicher 
zu diskutieren, aber wir 
sollten diese Chance nicht 
verpassen. bbb

Kommt beim Kampf für 
Demokratie nicht die 
Herrschaftskritik zu 
kurz?
Kim: Demokratisierung 
und soziale Gerechtigkeit 
sind urlinke Forderungen. 
Für uns ist die Konkretisie-
rung des Begriffs zentral. 
Wir wollen nicht die For-
men der repräsentativen 
Demokratie innerhalb von 
institutionalisierten und 
parlamentarischen Struk-
turen sanieren. Es geht 
vielmehr um eine radikale 
Form von basisdemokra-
tischer Organisierung, die 
eine grundlegende Kritik 
an den hegemonialen For-
men der Repräsentation 
und Vermittlung von po-
litischen Interessen bein-
haltet.

Und das heißt konkret?
Leo: Eine solche Form der 
radikalen Basisdemokratie 
ist nicht ohne Demokrati-
sierung aller Lebensberei-
che und eine tief greifende 
Veränderung der ökono-
mischen Verteilungsver-
hältnisse zu haben. Der 
Versuch, diese radikale 
Form von Basisdemokratie 
zu erkämpfen, stellt nicht 
ein Weniger, sondern ein 
Mehr an Herrschaftskri-
tik dar: Es müssen näm-

schen Systems Risse auf-
weist. Das geht noch nicht 
überall mit einem realen 
Machtverlust einher. In 
Tunesien und Ägypten gab 
es eine offene politische 
Krise. Davon unterschei-
den sich die Verhältnisse 
etwa in Deutschland. Hier 
ist eine direkte Krise der 
politischen Repräsentati-
onsformen nicht in glei-
chem Maße feststellbar.

Was steckt hinter dieser 
Krise der Repräsentati-
onsformen?
Leo: Die Etablierung tech-
nokratischer Regimes 
beispielsweise in Grie-
chenland oder Italien ist 
in gewisser Weise eine 
Zuspitzung der Repräsen-
tationskrise. Darin zeigt 
sich sehr deutlich, wie die 
Krise zu weiteren neolibe-
ralen »Reformen« genutzt 
wird. Durch diese nicht 
legitimierten Regierungen 
von Technokraten werden 
weitgehende Umbauten 
in allen Lebensbereichen 
vorangetrieben und ver-
meintlich alternativlose 
Spardiktate in rasantem 
Tempo verabschiedet – 
hier übernimmt die Troika 
unter Führung von Frank-
reich und Deutschland 
eine treibende Rolle.

Warum steht die De-
mokratiefrage so sehr im 
Zentrum der Krise?
Kim: Weil sie auch eine Re-
präsentationskrise ist. Der 
Unmut über die herrschen-
de Ordnung ist zwar sehr 
unterschiedlich. Unab-
hängig von den Forderun-
gen und den Formen der 
Proteste in Tunesien und 
Ägypten, in Spanien und 
Griechenland, in den USA 
und – soweit überhaupt 
vorhanden – der BRD usw. 
ist eine Gemeinsamkeit zu 
erkennen: Die Menschen 
sind in Bewegung geraten 
und probieren ganz prak-
tisch Formen der demo-
kratischen Selbstbestim-
mung aus. Dabei weisen 
die Vorstellungen darüber 
und die gemachten Erfah-
rungen über die etablierte 
formale Demokratie hin-
aus.

Was meint ihr damit?
Kim: Demokratie er-
schöpft sich nicht in der 
Wahl einer Regierung, 
sie umfasst alle Lebens-
bereiche. Die Parolen 
der Proteste des vergan-
genen Spätsommers wie 
»Echte Demokratie jetzt« 
oder »Ihr repräsentiert 
uns nicht« zeigen, dass 
die Hegemonie des politi-
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die Menge (plebs) der nicht 
zum Adel zählenden Ein-
wohnerInnen Roms, ihre 
Arbeit nieder und sammel-
ten sich auf dem Mons Sa-
cer, dem »Heiligen Berg«. 
Mit dieser einem Gene-
ralstreik vergleichbaren 
»secessio plebis« (Auszug 
der Menge) legten sie das 
Leben der Stadt lahm und 
setzten die Beteiligung 
selbst gewählter »Volkstri-
bune« (tribuni plebis) an 
der Regierung durch.

Die zweite secessio ple-
bis kam wenig später auf 
dem Mons Aventinus zu-
sammen. Wieder brach 
das Leben der Stadt zu-
sammen. Jetzt setzte die 
plebs eine neue politische 
Verfassung durch.

Zum dritten Auszug 
kam es 287 v. Chr. Diesmal 
erzwang die plebs, dass die 
Beschlüsse der Volksver-
sammlung den Charakter 
von Gesetzen erhielten.

Die drei noch heute gül-
tigen Lehren dieser Auszü-
ge der Menge sind:
1.) Die Notwendigkeit der 
eigenmächtig einberufenen 
Versammlung der aus der 
öffentlichen Sichtbarkeit 
wie aus der öffentlichen 
Rede Ausgeschlossenen.
2.) Die Notwendigkeit ei-
ner Unterbrechung des 
städtischen Lebens, der 

lokalen Unterschiede kann 
diese Macht überall im 
Staat und im Kapital ausge-
macht werden.

Unter der gemeinsamen 
Forderung nach Würde 
und Demokratie schließen 
sich die Aufstandsbewe-
gungen des Jahres 2011 zu 
einer globalen Bewegung 
zusammen. Dabei teilen sie 
nicht nur die gemeinsame 
Forderung nach Würde 
und Demokratie, sondern 
auch die damit zusammen-
hängende Form: eine politi-
sche Form, besser: die Form 
des Politischen schlechthin. 
Sie liegt darin, dass sich 
die Leute überall auf dem 
größten Platz der Stadt ver-
sammeln, sich einen allen 
gemeinsamen öffentlichen 
Raum aneignen, gemein-
sam das Wort ergreifen, 
sich gemeinsam und frei 
gegen die wenden, die ih-
nen Würde und Demokra-
tie vorenthalten. Dies ist 
der ursprüngliche Akt des 
Politischen selbst, die Ver-
sammlung des demos, die 
kraft eigenen Rechts und 
eigener Macht entscheidet, 
was ihre gemeinsame, öf-
fentliche Sache ist.

der ausZug der Menge
Einer alten Überliefe-

rung zufolge legten 494 v. 
Chr. die »Plebejer«, d.h.  

nennen, was sie voneinan-
der trennt. Der wichtigste 
Punkt ist der Umschlag 
in den militärisch organi-
sierten Kampf. Dies trennt 
die Bewegungen in Libyen 
und Syrien schon deshalb 
von allen anderen, weil sie 
Objekt imperialen Macht-
handelns wurden – ohne 
dass sie darauf reduziert 
werden dürfen.

Ebenso wichtig ist der 
Unterschied im Anlass: Le-
bensmittelpreise in Tune-
sien und Ägypten, Mieten 
in Tel Aviv, Jugendarbeits-
losigkeit in Washington 
und Madrid, Benzinpreise 
in Lagos, Wahlmanipulati-
onen in Teheran und Mos-
kau, das Millionen binnen 
Wochen ihrer Lebenspers-
pektiven beraubende »Kri-
senmanagement« von EU 
und IWF in Griechenland.

Gleichwohl werden 
weltweit zwei Forderun-
gen erhoben: Würde und 
Demokratie. Mit ihnen wei-
sen die Menschen das Lei-
den zurück, das die Linke 
früher im Begriff der Ent-
fremdung benannte. Von 
Entfremdung ist zu spre-
chen, wo den Menschen 
das eigene Leben und die 
Welt im Ganzen unter dem 
Bann einer ihnen fremden 
Macht entgleiten. Trotz der 

Frühling« zog in Bahrain 
ein, in Dschibuti, im Irak, 
dem Jemen, in Jordanien, 
Kuwait, Libyen, Marokko, 
Mauretanien, Oman, Paläs-
tina, Saudi-Arabien, Sudan, 
Syrien. Nirgendwo verfügt 
die Bewegung über eine 
organisierte Struktur, ihre 
AktivistInnen kommuni-
zieren über Handy, Email 
und soziale Netzwerke.

Im Februar kam es zu 
Protesten in China, am 14. 
Februar zu Demonstrati-
onen in Teheran. Im Mai 
wurden die Hauptplätze 
spanischer Großstädte zu 
Zeltlagern, Hunderttau-
sende fordern »Echte De-
mokratie Jetzt!«. Ebenfalls 
nach Hunderttausenden 
zählten Demonstrationen 
auf dem Omonia- und dem 
Syntagma-Platz Athens. Im 
Juli sammelten sich 250.000 
DemonstrantInnen in Tel 
Aviv. Im August war Lon-
don an der Reihe. Im Herbst 
folgten die USA, die Losung 
»Occupy!« verbreitete sich 
überall auf der Welt, tauchte 
im nigerianischen Lagos, im 
pakistanischen Karatschi, 
schließlich in Moskau auf.

OCCupy!
Um zu klären, was all 

diese Begebenheiten zu 
einem einzigen Ereignis 
zusammenbindet, ist zu 

Wer nach dem Aus-
bruch der globalen Krise 
2008 mit Massendemons-
trationen ebenfalls globa-
len Ausmaßes rechnete, 
sah sich zunächst bitter 
enttäuscht. Zwar kam es 
überall auf der Welt zu 
Protesten, doch blieb es 
im Ganzen überraschend 
ruhig. Das änderte sich 
schlagartig zum Jahres-
wechsel 2010/2011 und an 
einem Ort, der bis dahin 
nicht gerade im Brenn-
punkt der Weltgeschichte 
stand: der 250 Kilometer 
südlich von Tunis gelege-
nen Kleinstadt Sidi Bouzid. 
Dort zündete sich am 17. 
Dezember 2010 der Ge-
müseverkäufer Mohamed 
Bouazizi an. Als der Klein-
händler an den Folgen sei-
ner Verzweiflungstat starb, 
zogen Jugendliche durch 
die Stadt, steckten Läden 
in Brand und griffen Poli-
zistInnen an.

tage des ZOrns
Die Bewegung wuchs 

von Tag zu Tag und breite-
te sich bis zum Herbst 2011 
über die ganze Welt aus. 
Am 14. Januar 2011 stürzte 
Tunesiens Diktator Ben Ali. 
Am 25. Januar sammelten 
sich auf Kairos Tahrir-Platz 
Millionen zum »Tag des 
Zorns«. Der »Arabische 

arabischer frühling 
und globale 
reale deMokratie
eine CHrOnik des JaHres 2011 saMt den daraus Zu ZieHenden sCHlÜsse
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tie« ist. »Wem gehört die 
Stadt?« ist nicht zufällig zu 
der Frage geworden, über 
die viele Initiativen zusam-
menkommen.

Wir wissen, dass diese 
und viele andere Fragen 
sich nicht allein mit einer 
vorübergehenden Unter-
brechung der Ordnung 
lösen. Doch sehen wir in 
Tunis und Kairo, dass die 
Versammlungen auf den 
Plätzen neue Räume der 
Demokratisierung eröffnet 
haben: den Stadtteilkomi-
tees, gewerkschaftlichen 
Basisinitiativen, neuen lin-
ken Organisierungen. Sol-
che Räume können auch 
wir uns erschließen, wenn 
wir den Alltag der Stadt für 
einen Augenblick ausset-
zen: den Augenblick, der 
die andere Welt eröffnet, 
von deren Möglichkeit wir 
heute wissen.

Wer viel verloren hat, 
ist immer auch um einiges 
leichter geworden: zum 
Beispiel um den Irrtum, 
der uns die demokratische 
von der sozialen Revolution 
trennen ließ, der uns glau-
ben ließ, dass die Demokra-
tiefrage eine »bürgerliche«, 
die soziale Frage die eigent-
lich wichtige Frage sei. Das 
wissen wir heute besser, 
und das werden wir zu nut-
zen wissen. bbb

gaMe OVer? gaMe OVer!
Es geht nicht um De-

nunziation, sondern um 
ein Problem, das uns alle 
ratlos macht. Dabei ist es 
nicht so, dass sich hier 
nichts täte. Es gibt die Oc-
cupy-Camps, an Heiligen-
damm 2007 bleibt zu erin-
nern. Die Wiederkehr der 
Anti-Atom-Bewegung und 
der Atomausstieg gehören 
zu den Siegen der Jahre 
2010/2011. Dazu gehört 
auch die Radikalisierung 
des zivilen Ungehorsams 
in der Schottern-Kampa-
gne und den Anti-Nazi-
Protesten von Dresden. 
Schließlich bleibt Stuttgart 
21 zu nennen, wo es nicht 
nur um einen Bahnhof, 
sondern auch um die ei-
gene Würde und Demo-
kratie in einer Welt ging, 
die einem zunehmend 
fremd wird. In der das ei-
gene Leben zum Spielball 
fremder Mächte und wir 
alle zu SchuldnerInnen 
der ungreifbaren Macht 
der »Finanzmärkte« wer-
den. Was bleibt uns, unse-
rer Wut und Verzweiflung 
Ausdruck zu verleihen? 
Wir wissen uns heute als 
Teil einer globalen Bewe-
gung, die 2012 einen neu-
en Anlauf wagen wird. Wir 
wissen heute besser als 
2010, was »reale Demokra-

bloße Rituale blieben. 
Das hat mit vielem, letzt-
lich mit der seit 30 Jahren 
fortdauernden Schwäche 
der Linken zu tun. Es 
hat mit dem deutschen 
»Krisenmanagement« zu 
tun, weil hier vieles von 
dem, was Südeuropa jetzt 
aufgedrückt wird, schon 
vorweggenommen wur-
de: Es reicht, hier auf das 
Hartz-IV-Regime zu ver-
weisen. Dazu gehört, dass 
sich der Exportweltmeis-
ter Deutschland in der 
Krise bis jetzt »oben« zu 
halten weiß. Dazu gehört 
schließlich, dass sich die 
industriellen Kerne der 
Arbeiterklasse und ein 
Großteil der Mittelklassen 
»mit im Boot« glauben: 
Zwar wissen sie, dass es 
ihnen heute schlechter 
als gestern geht und mor-
gen schlechter als heute 
gehen wird. Doch wissen 
sie auch, dass sie im Ver-
gleich zu den »Besserge-
stellten« gehören. Es geht 
hier nicht um das Am-
menmärchen von guter 
»Basis« und böser »Füh-
rung«: Nein, die Mehrheit 
der deutschen In du strie ar-
bei ter Innen ver teidigt bis 
auf Weiteres ihren Platz am 
»Standort Deutschland«, 
komme, was wolle.

Ausrufung des Ausnahme-
zustands »von unten«.
3.) Die Notwendigkeit, die 
Unterbrechung der herr-
schenden Ordnung immer 
wieder neu wiederholen 
zu müssen.

baCk HOMe
Natürlich wurden 

Elend, Unrecht und Ent-
fremdung 2011 nicht 
beseitigt. Die Versamm-
lungen waren dazu nicht 
entschlossen genug, die 
Unterbrechung des Lebens 
zu kurz. In Libyen und Sy-
rien, den islamistischen 
Wahlsiegen in Ägypten 
und Tunesien oder der Do-
minanz der Moskauer Pro-
teste durch Liberale und 
FaschistInnen zeigt sich, 
dass in der plebs Akteu-
rInnen zu Wort kamen, die 
mit Würde und Demokra-
tie nichts am Hut haben. 
Und, ja natürlich: Die Alte 
Welt war wieder einmal 
schneller, die herrschen-
de Ordnung mächtiger als 
ihre Unterbrechung.

Einen Grund dafür leh-
ren die deutschen Verhält-
nisse. Hier übertrafen die 
Proteste nicht, was schon 
im März 2009 zu nichts 
geführt hat. Damals kam 
es in Frankfurt und Ber-
lin zu bundesweiten Kri-
sendemonstrationen, die 
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Es scheint, als wäre der 
Tahrir-Platz dafür gestaltet 
worden, die Revolution des 
Volkes zu nähren. Es scheint 
tatsächlich so, als ob dieser 
weite leere Platz im Her-
zen der Stadt jahrelang für 
den Traum zorniger Men-
schen von einer Besetzung 
reserviert gewesen wäre. 
Tatsächlich war es seltsam 
mitzuerleben, wie Gruppen 
und Individuen aus allen 
Teilen Kairos, ohne sich 
verabredet zu haben, hin-
einströmten, als ob es einen 
geheimen, im Bewusstsein 
der ÄgypterInnen leben-
den Konsens gegeben hät-
te. Märsche bewegten sich 
auf den Tahrir-Platz zu, der 
ständig Botschaften an die 
Außenwelt sandte, er sei der 
konkurrenzlose Empfänger 
und das Ziel der Revolution.

Als die Mengen den Platz 
erreichten, begannen sie, 

ihre Potenziale einer milli-
onenfachen Besetzung zu 
entdecken. Die Besetzung 
und die Verteidigung des 
Platzes wurden zum Sym-
bol der Verteidigung der Re-
volution und Beweis für die 
Besetzung des Unterdrü-
ckungsstaates. Protestieren-
de verteidigten den Platz, 
manchmal mit Gewalt, und 
andere Male durch Gesän-
ge in der Nacht, um sich auf 
den folgenden Kampftag 
vorzubereiten.

Die Revolution inspi-
rierte nicht nur die Protes-
tierenden selbst, sondern 
auch die ArbeiterInnen 
in ihren Fabriken und die 
Bauern auf den Feldern, 
weil sie die Schwäche des 
Staats unterstrich und eine 
immerwährende Botschaft 
seiner Niederlage sandte. Es 
war eine Botschaft, die die 
Möglichkeit eröffnete, sich 

auch andernorts erheben 
zu können. Die Besetzung 
des Platzes stimulierte die 
Revolution an allen Orten 
und inspirierte die Welt, 
denn sie zeigte, dass die Au-
torität unfähig war, der fest 
entschlossenen und träu-
merischen Mobilisierung 
der Menschen entgegenzu-
treten.

Räume zu besetzen ist 
ein revolutionäres Projekt, 
denn die Autoritäten versu-
chen, die rebellische Poten-
zialität der Plätze bewusst 
zu entleeren, während die 
Revolution diese Plätze mit 
den Menschen und ihren 
Träumen wieder ausfüllt. 
Was übrig bleibt, sind bun-
te Bilder von Millionen, die 
das Herz der Stadt besetzen, 
bereit für alle Möglichkei-
ten, als ob es der Traum von 
einer Revolution wäre, die 
noch kommen muss. bbb
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same Interessen mit dem 
syrischen Regime haben. 
Zivilgesellschaftliche Ak-
tivistInnen in Syrien wie 
StudentInnen, ÄrztInnen, 
LehrerInnen, Intellektuel-
le und andere Berufsgrup-
pen sind zur treibenden 
Kraft der syrischen Revo-
lution geworden, und die 
meisten von ihnen haben 
einen intellektuellen, lin-
ken oder linksliberalen 
Hintergrund.

Wir können den »Arabi-
schen Frühling« nicht von 
den anderen Bewegungen 
der Völker der Welt in ihrem 
Kampf gegen Kolonialismus, 
Kapitalismus und imperialis-
tische Hegemonie trennen. 
Alle Erfahrungen beziehen 
sich aufeinander, umarmen 
einander und inspirieren 
einander, um neue Formen 
für neue Kämpfe zu erfin-
den – sei es aus dem Kampf 

gegen die Apartheid in Süd-
afrika, den Umwälzungen 
in Osteuropa, den Revoluti-
onen gegen Diktaturen und 
der Occupy-Bewegung in 
den USA und Europa.

Unser Ziel ist es, dass 
unsere Stimmen von den 
Völkern der Welt gehört 
werden, von ihren Bewe-
gungen des Widerstands 
und ihrer Zivilgesellschaft. 
Wir hoffen, dass wir Hilfe 
von zivilgesellschaftlichen 
Gruppen und Initiativen er-
halten, damit sie die öffent-
liche Meinung in ihren Län-
dern mobilisieren, damit 
ihre jeweiligen Regierun-
gen endlich jede Unterstüt-
zung für das diktatorische 
Regime von Präsident As-
sad beenden. Steht uns soli-
darisch zur Seite, damit das 
syrische Volk endlich seine 
Freiheit und seine Würde 
gewinnt. bbb
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Seit ihrem Beginn 
ist die syrische Revolution 
gegen das brutale Assad-
Regime der Aufstand eines 
Volkes gewesen, das für 
seine Würde und seine 
Freiheit kämpft. Das sy-
rische Volk musste große 
Opfer für seinen Versuch 
zahlen, diese Ziele zu er-
reichen. Allerdings sind 
die SyrerInnen von den 
Regierungen der kapitalis-
tischen Staaten im Stich ge-
lassen worden, die gemein-

ein brieF aus 
der syrisCHen 
reVOlutiOn
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iMpressuM

Die Aktionstage in Frankfurt sind 
als internationale Manifestation 
angelegt, doch viele von der bruta-
len Sparpolitik betroffene Personen 
können sich ihr Demonstrations-
recht faktisch nicht mehr leisten. 
Um einen kleinen Beitrag internati-
onaler Solidarität zu leisten, haben 
wir »Solitickets« für AktivistInnen 
aus Südeuropa erstellt, die zur un-
verbindlichen Preisempfehlung von 
15 Euro erworben werden können. 
Karten gibts bei der IL-Gruppe in 
Eurer Stadt.

blockupy FrankFurt

Mit dem Kauf eines Solitickets unterstützt du die 
Anreise der Freundinnen und Freunde aus Südeuropa

Spenden: libertad / Ktn.: 8020068500 / GLS-Bank / BLZ: 430 609 67 /Verwendungszweck: „Soliticket“

Dies ist keine Buskarte nach Frankfurt

S o l i t i c ke t
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8.5.··· Hamburg | 9.5.··· Bremen  | 11.5.··· Marburg 12.5. ··· Frankfurt/M 
14.5.··· Nürnberg | 15.5.··· Stuttgart 

Haris triandafilidou ··· Jugend/SYNASPISMOS, griechische Links-
partei · athen • shendi vali ··· Studentische Aktivistin/linkes 
Netzwerk Unicommon · rom • Daniel Nieto Bravo ··· anti kapita­
listischer aktivist/ »Indignados« und gewerkschafter · Sevilla

OHNE SOLIDARITÄT

SIN SOLIDARIDAD
SENzA SOLIDARIETà

www.BlockupY-FrankFurt.org | www.rosalux.de/noFuture

»Linksextreme Demonstran-
ten suchen Frankfurt heim, 
weil diese Großstadt wie kei-
ne andere deutsche Stadt für 
die Finanzwelt steht.« (FAZ, 
11.4.2012) Nach der Demons-
tration am 31. Mai 2012 in 
Frankfurt liegen bei den Ver-
antwortlichen die Nerven 
blank. »Ordnungsdezernent 
Markus Frank (CDU) hat ein 
härteres Vorgehen gegen die 
mehrtägige Demonstrati-
on angekündigt, die für Mai 
unter dem Motto ›Blockupy 
Frankfurt‹ geplant ist«, so die 
FAZ, hinter der angeblich im-
mer ein kluger Kopf steckt. 
Und weiter: »Als Unterstützer 
für die Aktionen im Mai treten 
unter anderen die Linkspar-
tei, das Anti-Globalisierungs-
bündnis Attac, das Erwerbs-
losen-Forum Deutsch land, die 
Occupy-Bewegung und die In-

terventionistische Linke auf.« 
In die gleiche Kerbe haute 
das Regionalfernsehen:  
KapitalismusgegnerInnen 
wollten Frankfurt »heimsu-
chen«, echauffiert sich die 
Hessenschau vom 13. April.  
Und dann das noch: Die 
Polizei möchte das Occupy-
Camp trotz Pressehetze 
nicht räumen, so BILD am  
16. April, »um den Aktivisten 
keinen Grund zu liefern, sich 
zu ›rächen‹.« Im Aktionskon-
sens für die Blockaden von 
EZB und Finanzzentrum 
heißt es hingegen: »Von uns 
wird … keine Eskalation aus-
gehen.« Was also tun? Sich 
nicht bange machen lassen 
und mit Mao Tse-tung ant-
worten: »Es herrscht gro-
ße Unordnung unter dem  
Himmel, die Lage ist ausge-
zeichnet.« bbb

grosse UNordNUNg


